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BM für Verkehr, Innovation und Technologie 

Anfragebeantwortung 
 
An die 
Präsidentin des Nationalrats 
Mag.a  Barbara PRAMMER 
Parlament 
A-1017    W i e n 
 

Wien, am     . Juli 2009 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

 

 

Die Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Winter und weitere Abgeordnete haben am 29. Mai 2009 unter 

der Nr. 2264/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Verkehrsunfälle auf der 

Ennstal Straße (B 320) gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

 
Zu den Fragen 1 bis 15: 

 Wie hoch ist die Anzahl der Verkehrsunfälle sowie der dabei Verletzten und Getöteten auf 
der Ennstal Straße von 1998-2008? 

 Wie entwickelte sich das Unfallgeschehen nach Verletzten und Getöteten auf der Ennstal 
Straße von 1998-2008 im Vergleich zum übrigen Unfallgeschehen in Österreich? 

 Wie hoch ist die Anzahl der Verunglückten aufgeschlüsselt nach Alter laut Altersschema 
des KfV und Beteilung am Verkehr auf der Ennstal Straße von 1998-2008 (detailliert 
aufgelistet)? 

 Wie hoch ist die Anzahl der Verunglückten aufgeschlüsselt nach Verletzung und 
Beteiligung am Verkehr auf der Ennstal Straße von 1998-2008 (detailliert aufgelistet)? 

 Welche Ursachen für Straßenunfälle mit tödlichem Ausgang auf der Ennstal Straße gab es 
von 1998-2008 und wie viele Tote hat es jeweils dabei gegeben? 

 Wie viele Straßenverkehrsunfälle mit LKW führten von 1998-2008 auf der Ennstal Straße 
zu Personenschäden (nach Jahr aufgelistet jeweils Verletzte sowie Tote)? 

 Wie viele Straßenverkehrsunfälle mit schweren LKW führten von 1998-2008 auf der 
Ennstal Straße zu Personenschäden (nach Jahr aufgelistet jeweils Verletzte sowie Tote)? 

 An wie vielen Unfällen auf der Ennstal Straße von 1998-2008 waren im Ausland 
zugelassene Fahrzeuge beteiligt und wie gliedern sich diese nach Art der Fahrzeuge 
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(PKW, LKW unter 3,5t, LKW über 3,5t bis 7,5t, LKW über 7,5t, Busse, Motorräder, 
Mopeds, etc.) auf? 

 Welche Ursache hatten die Unfälle mit Beteiligung von im Ausland zugelassener 
Fahrzeuge jeweils? 

 An wie vielen Unfällen auf der Ennstal Straße waren Lenker mit welcher Nationalität 
jeweils beteiligt und wie gliedern sich diese Unfälle auf die einzelnen Fahrzeuggruppen 
(PKW, LKW unter 3,5t, LKW über 3,5t bis 7,5t, LKW über 7,5t, Busse, Motorräder, 
Mopeds, etc.) auf? 

 Welche Ursachen hatten die Unfälle mit Beteiligung von Lenkern aufgeschlüsselt nach 
deren Nationalität jeweils? 

 Kann aufgrund der Ihnen vorliegenden Statistiken darauf rückgeschlossen werden, dass 
ein erheblicher Teil der Verkehrsunfälle von (schweren) LKW verursacht bzw. 
mitverursacht wird? 

 Wenn ja, entspricht es den Tatsachen, dass dies vermehrt (schwere) LKW aus dem 
Ausland sind? 

 An welchen Stellen der Ennstal Straße treten vermehrt Verkehrsunfälle auf? 
 Falls dies nicht statistisch erfasst wird, warum nicht? 

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie hat aus Sicht der 

Straßenverwaltung keinerlei Zuständigkeit mehr für die ehemaligen Bundesstraßen B, darunter 

auch die Ennstal Straße (B 320), da diese bereits im Jahr 2002 in die alleinige Verantwortung der 

Länder übertragen wurden. 

Die gewünschten statistischen Detailinformationen zum Unfallgeschehen sowie Informationen zu 

Unfallhäufungsstellen wären daher bei den zuständigen Ämtern der Landesregierung zu erfragen. 

 
 
Zu Frage 16: 

 Auf der Internetseite Ihres Ressorts schreiben sie folgendes: „Bei jedem Unfall mit 
Personenschaden (UPS) wird von den Exekutivorganen ein normiertes Unfallzählblatt 
ausgefüllt.“ Welche Informationen kann man diesem Blatt entnehmen (als Beilage 
hinzufügen)? 

 
Ein Muster des Unfallzählblattes der Exekutive ist meiner Anfragebeantwortung angeschlossen.  
 
 
Zu Frage 17: 

 Inwieweit erfolgt in Bezug auf das Ergreifen von Maßnahmen zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern? 

 

Eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im Bezug auf Maßnahmen zur Erhöhung der 

Straßenverkehrssicherheit erfolgt im Arbeitsausschuss Straße des Verkehrssicherheitsbeirats. 

Dieser Beirat wurde als Forum für Fragen der Verkehrssicherheit und insbesondere zur Erstellung, 

laufenden Evaluierung und Weiterentwicklung von Verkehrssicherheitsprogrammen für alle 

Verkehrsträger gegründet. Er ist im § 23 des mit 1. Jänner 2006 in Kraft getretenen 

Unfalluntersuchungsgesetzes verankert und setzt sich aus Sicherheitsexperten aller 

Verkehrsträger sowie Vertretern der Parlamentsclubs, von Ministerien und Gebietskörperschaften, 

Autofahrerclubs, Kammern, Verbänden, Interessensvertretungen und wissenschaftlich tätigen 

Institutionen zusammen. 

2238/AB XXIV. GP - Anfragebeantwortung2 von 5



 

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

Zusätzlich haben die Länder über die Verwendung von Mitteln für 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen, die aus dem Österreichischen Verkehrssicherheitsfonds 

finanziert werden (§ 131a KFG 1967), dessen Einnahmen auf Bund und Länder im Verhältnis 40 

zu 60 v.H. aufgeteilt sind, jährlich bis spätestens 30. Juni des folgenden Jahres der 

Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie zu berichten. Zur inhaltlichen 

Schwerpunktsetzung des Arbeitsprogramms und zur Maßnahmenabstimmung findet mindestens 

einmal jährlich im Vorhinein eine koordinierende Besprechung zwischen dem Bundesministerium 

für Verkehr, Innovation und Technologie und Vertretern der Länder statt. 

 
 
Zu Frage 18: 

 Inwieweit werden konkrete Maßnahmen und Vorhaben auf Bundes- bzw. Landesstraßen 
zur Erhöhung der Verkehrsicherheit zwischen Bund und Ländern abgestimmt? 

 
Eine Abstimmung von konkreten Maßnahmen und Vorhaben zur Erhöhung der Verkehrsicherheit 

auf Bundes- bzw. Landesstraßen findet derzeit zwischen Bund und Ländern nicht statt. Aus Sicht 

des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie wäre eine 

Koordinierungsplattform unter Federführung des BMVIT durchaus wünschenswert. Aufgrund der 

föderalen Strukturen Österreichs müsste dieser Wunsch jedoch auch von den Bundesländern 

mitgetragen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilage 
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